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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Bankhaus Rautenschlein AG 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBE-

RICHTS 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Bankhaus Rautenschlein AG – bestehend aus der 

Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließ-

lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hin-

aus haben wir den Lagebericht der Bankhaus Rautenschlein AG für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-

lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und  

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-

klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgen-

den „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-

sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
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„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 

dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen er-

füllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß Art. 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir 

keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Art. 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 

und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

und zum Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 

pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlus-

ses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 waren. Diese 

Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses 

als Ganzem und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben 

kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab.  

Aus unserer Sicht war folgender Sachverhalt am bedeutsamsten in unserer Prüfung: 

Bewertung der Forderungen an Kunden (Einzelwertberichtigungen) 

Unsere Darstellung dieses besonders wichtigen Prüfungssachverhalts haben wir wie 

folgt strukturiert: 

1.) Sachverhalt und Problemstellung 

2.) Prüferisches Vorgehen und Erkenntnisse 

3.) Verweis auf weitergehende Informationen 
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1.) 

Die Bankhaus Rautenschlein AG gewährt Kredite an Kreditnehmer, die vornehmlich im 

Bereich Landwirtschaft in Deutschland tätig sind. Die Forderungen an Kunden sind mit 

Mio. EUR 265,3 (Vj. Mio. EUR 228,7 Mio.) der größte Bilanzposten der Bank. Die Kre-

ditvergabe erfolgt nach genauer Analyse der materiellen Kreditwürdigkeit des Kreditneh-

mers. Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu den Forderungen an Kunden se-

hen eine Bewertung zum Nominalwert und eine Berücksichtigung der Risiken durch Ab-

schreibungen und Wertberichtigungen vor. Es werden hierzu zusammengefasst drei Ri-

sikoklassen gebildet. Für ausfallgefährdete Kredite werden entsprechend dem De-

ckungswert der Sicherheiten Einzelwertberichtigungen gebildet. Der Deckungswert der 

Sicherheiten wird nach einem von der Gesellschaft festgelegten Bewertungsverfahren 

gebildet. Bei den Verfahren zur Bewertung der Sicherheiten bestehen im Hinblick auf die 

zugrundeliegenden Sachverhalte und Bewertungsparameter Ermessenspielräume. Zu-

sammen mit der Höhe dieses Bilanzpostens können sich aus den Einzelwertberichtigun-

gen wesentliche Auswirkungen auf die Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft 

ergeben, so dass es sich um einen besonders wichtigen Prüfungssachverhalt handelt. 

2.) 

Bei unserer Prüfung der Bewertung der Forderungen an Kunden (Einzelwertberichtigun-

gen) haben wir insbesondere folgende Prüfungshandlungen vorgenommen:  

• Analyse der Entwicklung des Kreditportfolios und der adressenausfallbezogenen 

Risiken des Kreditportfolios, 

• Beurteilung der für die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen im Kreditgeschäft 

relevanten Methoden und Organisationsanweisungen,   

• Beurteilung des Aufbaus und der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems in Be-

zug auf die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen im Kreditgeschäft, einschließ-

lich der relevanten IT-Systeme, anhand der entsprechenden schriftlich fixierten 

Ordnung, Befragungen und Einsicht in die Kontrolldokumentation,  

• Prüfung der Werthaltigkeit von Kreditengagements anhand einer nach risikoorien-

tierten Kriterien bewusst getroffenen Auswahl aus der Grundgesamtheit der Kun-

denforderungen sowie  

• Abstimmung der gebildeten Einzelwertberichtigungen mit den im Rechnungsle-

gungssystem erfassten Informationen. 
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Die von der Geschäftsleitung gebildeten Einzelwertberichtigungen sind nachvollziehbar 

und liegen im Rahmen unserer Erwartungen. 

3.)  

Die Angaben der Gesellschaft zur Bewertung der Forderungen an Kunden sind im An-

hang unter dem Abschnitt B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und 

Umrechnungsmethoden sowie im Lagebericht unter dem Abschnitt C. Risiko- und Chan-

cenbericht – Adressenausfallrisiko bzw. Kreditrisiko enthalten. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahres-

abschluss und für den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-

sellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßi-

ger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist.  

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant-

wortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-

satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-

sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 

in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
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deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhal-

tet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-

ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 

könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-

ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-

einflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus  

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus 

dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufge-

deckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesent-

liche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives 



 
 
 
 
 
 
 

 6 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen 

und Maßnahmen abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-

chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben.  

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 

zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-

folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 

erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 

jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 

fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft vermittelt.  

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesell-

schaft. 



 
 
 
 
 
 
 

 7 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 

bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-

kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-

urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-

nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 

dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-

chen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während un-

serer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, 

dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern 

mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise 

angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und 

die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.  

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlus-

ses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die beson-

ders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Be-

stätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die 

öffentliche Angabe des Sachverhalts aus. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 26. März 2025 als Abschlussprüfer gewählt. 

Wir wurden am 20. November 2025 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbro-

chen seit dem Geschäftsjahr 2018 als Abschlussprüfer der Bankhaus Rautenschlein AG 

tätig.  

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit 

dem zusätzlichen Bericht an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbe-

richt) in Einklang stehen. 
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VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Christian Ginzinger. 

 

Nürnberg, 20. März 2026 

 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

Hüsemann     Ginzinger 

Wirtschaftsprüfer    Wirtschaftsprüfer 



Aktivseite 1. Jahresbilanz zum 31.12.2025
Geschäftsjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR TEUR
1. Barreserve

a) Kassenbestand 0,00 0
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 2.001.665,35 1.503

darunter: bei der Deutschen
Bundesbank 2.001.665,35 ( 1.503)

c) Guthaben bei Postgiroämtern 0,00 2.001.665,35 0
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei Zentralnotenbanken zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0
darunter: bei der Deutschen Bundesbank
refinanzierbar 0,00 ( 0)

b) Wechsel 0,00 0,00 0
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 35.825.423,89 36.511
b) andere Forderungen 9.552.418,89 45.377.842,78 9.592

4. Forderungen an Kunden 265.336.695,00 228.653
darunter:
durch Grundpfandrechte
gesichert 185.467.489,03 ( 156.620)
Kommunalkredite 0,00 ( 0)

5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten 0,00 0
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 ( 0)
ab) von anderen Emittenten 0,00 0,00 0
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 ( 0)

b) Anleihen und Schuldverschreibungen
ba) von öffentlichen Emittenten 4.492.180,96 4.492
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 4.491.950,00 ( 4.492)
bb) von anderen Emittenten 1.982.475,34 6.474.656,30 1.982
darunter: beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 1.979.500,00 ( 1.980)

c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 6.474.656,30 0
Nennbetrag 0,00 ( 0)

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 0,00 0
6a. Handelsbestand 0,00 0
7. Beteiligungen 0,00 0

darunter:
an Kreditinstituten 0,00 ( 0)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 ( 0)
an Wertpapierinstituten 0,00 ( 0)

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 25
darunter:
an Kreditinstituten 0,00 ( 0)
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 ( 0)
an Wertpapierinstituten 0,00 ( 0)

9. Treuhandvermögen 0,00 0
darunter: Treuhandkredite 0,00 ( 0)

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand
einschließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0,00 0

11. Immaterielle Anlagewerte
a) Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte

und Werte 0,00 0
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und
Werten 26.183,00 0

c) Geschäfts- oder Firmenwert 0,00 0
d) geleistete Anzahlungen 0,00 26.183,00 0

12. Sachanlagen 1.121.995,41 1.295
13. Eingefordertes, noch nicht eingezahltes Kapital 0,00 0
14. Sonstige Vermögensgegenstände 667.707,75 445
15. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 190

Summe der Aktiva 321.006.745,59 284.689



Passivseite
Geschäftsjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 0,00 0
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 113.280.269,73 113.280.269,73 104.952

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden
a) Spareinlagen

aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist
von drei Monaten 142.033,10 155

ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist
von mehr als drei Monaten 0,00 142.033,10 0

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig 43.165.054,52 37.565
bb) mit vereinbarter Laufzeit

oder Kündigungsfrist 133.238.111,98 176.403.166,50 176.545.199,60 114.141
3. Verbriefte Verbindlichkeiten

a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0

darunter:
Geldmarktpapiere 0,00 ( 0)
eigene Akzepte und
Solawechsel im Umlauf 0,00 ( 0)

3a. Handelsbestand 0,00 0
4. Treuhandverbindlichkeiten 0,00 0

darunter: Treuhandkredite 0,00 ( 0)
5. Sonstige Verbindlichkeiten 596.793,82 640
6. Rechnungsabgrenzungsposten 7.036,06 2

6a. Passive latente Steuern 0,00 0
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen u. ähnliche Verpflichtungen 323.872,00 342
b) Steuerrückstellungen 99.641,00 223
c) andere Rückstellungen 509.598,85 933.111,85 515

8. [gestrichen] 0,00 0
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 4.768.239,58 5.018

10. Genussrechtskapital 0,00 0
darunter: vor Ablauf von
zwei Jahren fällig 0,00 ( 0)

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 3.367.000,00 3.367
darunter: Sonderposten
nach § 340e Abs. 4 HGB 0,00 ( 0)

12. Eigenkapital
a) Eingefordertes Kapital

Gezeichnetes Kapital 10.346.666,00 7.760
abzüglich nicht eingeforderter
ausstehender Einlagen 0,00 10.346.666,00 0

b) Kapitalrücklage 1.443.200,00 1.443
c) Gewinnrücklagen

ca) gesetzliche Rücklage 8.966,70 9
cb) Rücklage für Anteile an einem

herrschenden oder mehrheitlich beteiligten
Unternehmen 0,00 0

cd) andere Gewinnrücklagen 8.050.000,00 8.058.966,70 6.750
d) Bilanzgewinn 1.660.262,25 21.509.094,95 1.807

Summe der Passiva 321.006.745,59 284.689

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weiter-

gegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und

Gewährleistungsverträgen 871.587,27 897
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten

für fremde Verbindlichkeiten 0,00 871.587,27 0

2. Andere Verpflichtungen
a) Rücknahmeverpflichtungen aus

unechten Pensionsgeschäften 0,00 0
b) Platzierungs- u. Übernahmeverpflichtungen 0,00 0
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 9.835.990,61 9.835.990,61 7.773

darunter: Lieferverpflichtungen
aus zinsbezogenen
Termingeschäften 0,00 ( 0)



2. Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 01.01.2025 bis 31.12.2025

Geschäftsjahr Vorjahr

EUR EUR EUR EUR TEUR
1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 13.037.493,13 11.945
b) festverzinslichen Wertpapieren und

Schuldbuchforderungen 6.800,00 13.044.293,13 7
darunter: in a) und b)
angefallene negative Zinsen 0,00 ( 0)

2. Zinsaufwendungen 6.205.346,42 6.838.946,71 5.660
darunter: erhaltene
negative Zinsen 6.297,50 ( 7)

3. Laufende Erträge aus
a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 0,00 0
b) Beteiligungen 50,00 0
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 0,00 50,00 0

4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs-
oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0

5. Provisionserträge 379.467,28 320
6. Provisionsaufwendungen 548.279,53 -168.812,25 114
7. Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands 0,00 0
8. Sonstige betriebliche Erträge 130.547,28 100
9. [gestrichen] 0,00 0

10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter 2.158.501,20 1.859
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 505.801,57 2.664.302,77 376

darunter: für
Altersversorgung 102.839,32 ( 60)

b) andere Verwaltungsaufwendungen 1.334.724,56 3.999.027,33 1.204
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 193.043,68 189
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 18.310,43 32
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen und

bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen
zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 140.395,43 259

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten
Wertpapieren sowie aus der Auflösung
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 0,00 -140.395,43 27

15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen,
Anteile an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 353,76 0

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen
behandelten Wertpapieren 0,00 -353,76 0

17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0
18. [gestrichen] 0,00 0
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 2.449.601,11 2.707
20. Außerordentliche Erträge 0,00 0
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 ( 0)
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 827.923,40 933

darunter: latente Steuern 0,00 ( 0)
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 3.137,50 831.060,90 6
27. Jahresüberschuss 1.618.540,21 1.767
28. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 41.722,04 40

1.660.262,25 1.807
30. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der gesetzlichen Rücklage 0,00 0
b) aus der Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder

mehrheitlich beteiligten Unternehmen
c) aus satzungsmäßigen Rücklagen
d) aus anderen Gewinnrücklagen

0,00
0,00
0,00 0,00

0
0
0

1.660.262,25 1.807
32. Einstellungen in Gewinnrücklagen

a) in die gesetzliche Rücklage 0,00 0
b) in die Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder mehrheitlich

beteiligten Unternehmen
c) in satzungsmäßige Rücklagen
d) in andere Gewinnrücklagen

0,00
0,00
0,00 0,00

0
0
0

34. Bilanzgewinn 1.660.262,25 1.807



3. Anhang

A. Allgemeine Angaben

Die Bankhaus Rautenschlein AG mit Sitz in Schöningen ist beim Amtsgericht Braunschweig unter der

Handelsregisternummer HRB 206854 eingetragen.

Der Jahresabschluss der Bankhaus Rautenschlein AG wurde nach den Vorschriften des Handelsge-

setzbuches (HGB) und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute, Finanzdienstleis-

tungsinstitute und Wertpapierinstitute (RechKredV) aufgestellt.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden entspricht den allgemeinen Bewertungsvor-

schriften der §§ 252 ff. HGB unter Berücksichtigung der für Kreditinstitute geltenden Sonderregelungen

(§§ 340 ff. HGB).

Barreserve

Die auf EUR lautende Barreserve wurde mit dem Nennwert angesetzt.

Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden

Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden wurden mit dem Nennwert angesetzt, wobei der Unter-

schiedsbetrag zwischen dem höheren Nennwert und dem Auszahlungsbetrag - sofern Zinscharakter

vorliegt - in den passiven Rechnungsabgrenzungsposten abgegrenzt wurde. Dieser Unterschiedsbetrag

wird zeitanteilig, aufgelöst.

Anteilige Zinsen, deren Fälligkeit nach dem Bilanzstichtag liegt, die aber am Bilanzstichtag bereits den

Charakter von bankgeschäftlichen Forderungen oder Verbindlichkeiten haben, sind dem zugehörigen

Aktiv- oder Passivposten der Bilanz zugeordnet.

Die bei den Forderungen an Kunden erkennbaren Bonitätsrisiken sind durch Bildung von Einzelwertbe-

richtigungen unter Berücksichtigung der zu erwartenden Cash-Flows aus der Sicherheitenverwertung

abgedeckt. 
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Für vorhersehbare, noch nicht individuell konkretisierte Adressenausfallrisiken im Kreditgeschäft werden

für Forderungen an Kreditinstitute und Forderungen an Kunden sowie Eventualverbindichkeiten und an-

dere Verpflichtungen (einschließlich widerruflicher und unwiderruflicher Kreditzusagen) Pauschwertbe-

richtigungen gemäß IDW RS BFA 7 gebildet. Die Berechnung der Pauschalwertberichtigungen erfolgt

auf Grundlage des im Rahmen des internen Risikomanagements ermittelten erwarteten Verlusts über

einen Betrachtungszeitraum von zwölf Monaten. Der erwartete Verlust wird unter Berücksichtigung der

Ausfallwahrscheinlichkeit, der Verlustquote bei Ausfall sowie der erwarteten Kredithöhe zum Ausfallzeit-

punkt ermittelt. Die Ausfallwahrscheinlichkeiten werden auf Basis der im genossenschaftlichen Finanz-

verbund etablierten VR-Rating-Verfahren geschätzt. Die Annahmen zu Kredithöhen im Ausfallzeitpunkt,

den zukünftigen Zahlungen und den Sicherheitenverwertungserlösen und -kosten basieren auf einem

LGD-Modell. Der erwartete Verlust über einen Betrachtungszeitraum von zwölf Monaten ermittelt sich

als Produkt aus der Ausfallwahrscheinlichkeit, der modellierten Verlustquote und der relevanten Expos-

urehöhe.

Die Risikovorsorgebeträge für die Forderungen an Kreditinstitute und die Forderungen an Kunden wer-

den als Pauschalwertberichtigungen von den jeweiligen Aktivposten abgesetzt. Die für Eventualverbind-

lichkeiten sowie unwiderrufliche Kreditzusagen ermittelten Risikovorsorgebeträge werden von den

Unterstrich-Positionen abgesetzt und als pauschale Rückstellungen in den anderen Rückstellungen

(Passivposten 7c) ausgewiesen. Für widerrufliche Kreditzusagen erfolgt allein die Passivierung einer

pauschalen Rückstellung in den anderen Rückstellungen (Passivposten 7c).

Zusätzlich bestehen zur Sicherung gegen die besonderen Risiken des Geschäftszweigs Vorsorgereser-

ven gemäß § 340f HGB und ein Sonderposten für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB.

Wertpapiere

Wertpapiere des Anlagebestandes (Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere)

sind zum gemilderten Niederstwertprinzip bewertet.

Verlustfreie Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs

Die zinsbezogenen Finanzinstrumente des Bankbuchs werden im Rahmen einer Gesamtbetrachtung al-

ler Geschäfte nach Maßgabe von IDW RS BFA 3 n. F. verlustfrei bewertet. Hierzu werden die zinsindu-

zierten Barwerte den Buchwerten gegenübergestellt. Der sich daraus ergebende positive Differenzbe-

trag wird anschließend um den Barwert der direkt aus den Zinsprodukten des Bankbuchs resultierenden

Gebühren- und Provisionserträge erhöht und um den Risikokostenbarwert im Kundenkreditgeschäft so-

wie Eigengeschäft und den Bestandsverwaltungskostenbarwert vermindert. 

Für einen danach eventuell verbleibenden Verlustüberhang wird eine Drohverlustrückstellung gebildet,

die unter den anderen Rückstellungen ausgewiesen wird. 

Nach dem Ergebnis der Berechnungen zum 31. Dezember 2025 war keine Rückstellung zu bilden.
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Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände und die Sachanlagen wurden zu den

Anschaffungskosten und, soweit abnutzbar, unter Berücksichtigung planmäßiger Abschreibungen be-

wertet. Die Abschreibungen wurden über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, die sich grundsätz-

lich an den von der Finanzverwaltung veröffentlichten Abschreibungstabellen orientiert, linear vorge-

nommen.

Die angeschafften geringwertigen Wirtschaftsgüter mit einem Netto-Einzelwert bis zu EUR 250 wurden

in voller Höhe als andere Verwaltungsaufwendungen erfasst. Sie wurden in voller Höhe abgeschrieben,

sofern die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbe-

trag, für das einzelne Wirtschaftsgut über EUR 250, aber nicht über EUR 800 lagen. 

Sonstige Vermögensgegenstände

Die Bewertung der sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte nach dem strengen Niederstwertprinzip.

Aktive latente Steuern

Bei einer Gesamtdifferenzbetrachtung errechnet sich ein aktiver Überhang von latenten Steuern, der in

Ausübung des Wahlrechts nach § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt wurde.

Der Aktivüberhang beruht im Wesentlichen auf Pensions- und andere langfristige Rückstellungen.

Der Berechnung der Steuerlatenzen wurde ein Steuersatz von 31,58% zugrunde gelegt.

Verbindlichkeiten

Die Passivierung der Verbindlichkeiten erfolgte zu dem jeweiligen Erfüllungsbetrag.

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten

Im passiven Rechnungsabgrenzungsposten sind im Wesentlichen Disagiobeträge enthalten, die bei

Ausreichung von Forderungen in Abzug gebracht wurden. Die Unterschiedsbeträge werden planmäßig

auf die Laufzeit der Forderungen verteilt. 

Rückstellungen

Die Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrages gebildet, der nach vernünftiger kaufmänni-

scher Beurteilung notwendig ist. Sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Ver-

pflichtungen. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wurden gemäß § 253

Abs. 2 HGB mit dem Rechnungszins der Rückstellungsabzinsungsverordnung (RückAbzinsV) abge-

zinst.

Den Pensionsrückstellungen liegen versicherungsmathematische Berechnungen auf Basis der

"Heubeck-Richttafeln 2018 G" zugrunde. Laufende Rentenverpflichtungen gegenüber ausgeschiedenen

Mitarbeitern sind mit dem Barwert bilanziert.
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Die Pensionsrückstellungen wurden gemäß § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB mit ihrer Restlaufzeit entspre-

chenden durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre in Höhe von 2,05%

abgezinst.

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Rückstellungen für Altersversorgungsverpflichtungen

nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Ge-

schäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittli-

chen Marktzinssatzes aus den vergangenen sieben Geschäftsjahren beträgt TEUR -5. 

Im Übrigen wurden für ungewisse Verbindlichkeiten Rückstellungen in angemessener Höhe gebildet.

Angaben zur Behandlung von negativen Zinsen

Negative Zinsen auf finanzielle Vermögenswerte bzw. finanzielle Verbindlichkeiten wurden in der

Gewinn- und Verlustrechnung bei den betreffenden Zinserträgen bzw. Zinsaufwendungen in Abzug ge-

bracht.

Der Umfang negativer Zinsen bei den Zinserträgen und Zinsaufwendungen wird in Form von Darunter-

Vermerken in der Gewinn- und Verlustrechnung angegeben.

Verwendung des Jahresergebnisses

Der Jahresabschluss wurde vor des Jahresergebnisses aufgestellt.

Abweichungen zu den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden

Von den Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden des Vorjahres wurde nicht abgewi-

chen
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C. Entwicklung des Anlagevermögens 2025

Anschaffungs- / Zugänge (a) Umbuchungen (a) Anschaffungs- /
Herstellungskosten zu Zuschreibungen (b) Abgänge (b) Herstellungskosten

Beginn des am Ende des
Geschäftsjahres im Geschäftsjahr Geschäftsjahres

EUR EUR EUR EUR

Immaterielle
Anlagewerte

a) Selbstgeschaffene 0 0 (a) 0 (a) 0
gewerbliche 0 (b) 0 (b)
Schutzrechte und
ähnliche Rechte

b) entgeltlich erwor- 6.164 29.456 (a) 0 (a) 29.456
bene Konzessio- 0 (b) 6.164 (b)
nen, gewerbliche
Schutzrechte und
ähnliche Rechte
und Werte sowie
Lizenzen an sol-
chen Rechten und
Werten

c) Geschäfts- oder 0 0 (a) 0 (a) 0
Firmenwert 0 (b) 0 (b)

d) geleistete 0 0 (a) 0 (a) 0
Anzahlungen 0 (b) 0 (b)

Sachanlagen

a) Grundstücke und 2.034.115 0 (a) 0 (a) 2.034.115
Gebäude 0 (b) 0 (b)

b) Betriebs- und 415.218 16.756 (a) 0 (a) 430.442
Geschäfts-
ausstattung

0 (b) 1.532 (b)

Summe a 2.455.497 46.212 (a) 0 (a) 2.494.013
0 (b) 7.696 (b)
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Änderungen der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit

Abschreibungen zu Abschreibungen Zugängen (a) Umbuchungen (a) Abschreibungen am Buchwerte
Beginn des Geschäftsjahr (a) Zuschreibungen (b) Abgängen (b) Ende des Bilanzstichtag

Geschäftsjahres (gesamt) Zuschreibungen
Geschäftsjahr (b)

Geschäftsjahres (gesamt)

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Immaterielle Anlagewerte

a) Selbstgeschaffene 0 0 (a) 0 (a) 0 (a) 0 0
gewerbliche 0 (b) 0 (b) 0 (b)
Schutzrechte und
ähnliche Rechte

b) entgeltlich erwor- 6.163 3.274 (a) 0 (a) 0 (a) 3.273 26.183
bene Konzessio- 0 (b) 0 (b) 6.164 (b)
nen, gewerbliche
Schutzrechte und ähn-
liche Rechte und
Werte sowie Lizenzen
an solchen Rechten
und Werten

c) Geschäfts- oder 0 0 (a) 0 (a) 0 (a) 0 0
Firmenwert 0 (b) 0 (b) 0 (b)

d) geleistete 0 0 (a) 0 (a) 0 (a) 0 0
Anzahlungen 0 (b) 0 (b) 0 (b)

Sachanlagen

a) Grundstücke und 1.033.706 144.089 (a) 0 (a) 0 (a) 1.177.795 856.319
Gebäude 0 (b) 0 (b) 0 (b)

b) Betriebs- und 120.617 45.681 (a) 0 (a) 0 (a) 164.766 265.676
Geschäftsausstattung 0 (b) 0 (b) 1.532 (b)

Summe a 1.160.486 193.044 (a) 0 (a) 0 (a) 1.345.834 1.148.178
0 (b) 0 (b) 7.696 (b)
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Anschaffungskosten 
zu Beginn des

 Geschäftsjahres

Veränderungen (saldiert) Buchwerte am
 Bilanzstichtag

EUR EUR EUR

Wertpapiere des 6.471.450 0 6.471.450
Anlagevermögens

Beteiligungen 0 0 0

Anteile an 25.354 -25.354 0
verbundenen Unter-
nehmen

Summe b 6.496.804 -25.354 6.471.450

Summe a und b 8.952.301 7.619.628
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D. Erläuterungen zur Bilanz

Forderungen an Kunden

In den Forderungen an Kunden (A 4) sind EUR 33.505.122 Forderungen mit unbestimmter Laufzeit ent-

halten.

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere

In folgenden Posten sind enthalten:

börsenfähig davon:

börsennotiert nicht 
börsennotiert

nicht mit dem
Niederstwert be-
wertete börsen-
fähige Wertpa-

piere
EUR EUR EUR EUR

Schuldverschreibungen

und andere festverzins-

liche Wertpapiere (A 5) 6.500.000 6.500.000 0 6.500.000

Im Wertpapierjournal sind die nicht nach dem strengen Niederstwertprinzip bewerteten Wertpapiere des

Anlagevermögens besonders gekennzeichnet. 

Der beizulegende Zeitwert der Wertpapiere beträgt EUR 4.640.008.

Wertpapiere mit einem Nominalwert von EUR 6.500.000 und einem Kurswert von EUR 4.640.008 wur-

den nach dem gemilderten Niederstwertprinzip bewertet und nicht auf den niedrigeren Zeitwert abge-

schrieben.

Bei den Wertpapieren des Anlagevermögens wären im Falle einer Bewertung nach dem strengen Nie-

derstwertprinzip Abschreibungen in Höhe von EUR 1.831.442 erforderlich gewesen.

Außerplanmäßige Abschreibungen wurden nicht vorgenommen, weil die Wertpapiere zu Pari zurückge-

zahlt werden und keine Anhaltspunkte erkennbar sind, dass die Rückzahlungen gemindert würden.

Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen

Im Bilanzposten "Sachanlagen" (A 12) sind Grundstücke und Bauten, die wir im Rahmen eigener Tätig-

keit nutzen, in Höhe von EUR 856.319 und Betriebs- und Geschäftsausstattung in Höhe von

EUR 265.676 enthalten. 

Sonstige Vermögensgegenstände
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In dem Bilanzposten "Sonstige Vermögensgegenstände" (A 14) sind folgende wesentliche Einzelbeträ-

ge enthalten:

31.12.2025

EUR

Forderungen aus der Verrechnung von Zahlungsverkehrsaufträgen 460.217

Anderkonto zur Abwicklung der Gehaltsabrechnungen 144.430

Restlaufzeitenspiegel für Forderungen

Die in der Bilanz ausgewiesenen Forderungen haben folgende Restlaufzeiten:

bis
3 Monate

EUR

mehr als
3 Monate

bis ein Jahr
EUR

mehr als
ein Jahr

bis 5 Jahre
EUR

mehr als
5 Jahre

EUR

Andere Forderungen an

Kreditinstitute (A 3b)

(ohne Bausparguthaben) 9.500.000 0 0 0

Forderungen an

Kunden (A 4) 14.764.281 25.303.987 54.967.529 136.645.708

Anteilige Zinsen, die erst nach dem Bilanzstichtag fällig werden, wurden nicht nach den Restlaufzeiten

gegliedert.
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Restlaufzeitenspiegel für Verbindlichkeiten

Die in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten weisen folgende Restlaufzeiten auf:

bis
3 Monate

EUR

mehr als
3 Monate

bis ein Jahr
EUR

mehr als
ein Jahr

bis 5 Jahre
EUR

mehr als
5 Jahre

EUR

Verbindlichkeiten gegen-

über Kreditinstituten mit

vereinbarter Laufzeit oder

Kündigungsfrist (P 1b) 1.405.594 4.305.444 22.362.962 85.141.103

Spareinlagen mit verein-

barter Kündigungsfrist von

mehr als drei Monaten

(P 2a ab) 142.033 0 0 0

Andere Verbindlichkeiten

gegenüber Kunden mit

vereinbarter Laufzeit oder

Kündigungsfrist (P 2b bb) 32.492.736 68.633.828 20.948.703 9.618.180

Anteilige Zinsen, die erst nach dem Bilanzstichtag fällig werden, wurden nicht nach den Restlaufzeiten

gegliedert.

Sonstige Verbindlichkeiten

Im Bilanzposten "Sonstige Verbindlichkeiten" (P 5) sind folgende wesentliche Einzelbeträge enthalten:

31.12.2025

EUR

Verbindlichkeiten aus der Verrechnung von Zahlungsverkehrsaufträgen 139.148

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten

Im passiven Rechnungsabgrenzungsposten (P 6) sind Disagiobeträge, die bei der Ausreichung von For-

derungen in Abzug gebracht wurden, im Gesamtbetrag von EUR 7.036 (Vorjahr EUR 1.517) enthalten. 

Nachrangige Verbindlichkeiten 

Im Geschäftsjahr fielen Aufwendungen für nachrangige Verbindlichkeiten (P 9) in Höhe von

EUR 195.750 an.
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Mittelaufnahmen, die 10 % des Gesamtbetrages der nachrangigen Verbindlichkeiten übersteigen, erfol-

gen zu folgenden Bedingungen: 

Betrag Währung Zinssatz in % Fälligkeit

1.000.000 EUR 4,00 Januar 2026

1.000.000 EUR 4,00 Dezember 2027

1.500.000 EUR 3,75 September 2030

1.000.000 EUR 4,50 November 2031

Eine vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung ist ausgeschlossen. Die Verbindlichkeiten sind im Falle des

Insolvenzverfahrens oder der Liquidation der Bank erst nach Befriedigung aller nicht nachrangigen

Gläubiger zurückzuzahlen. Eine Umwandlung in andere Eigenkapitalformen ist nicht möglich.

Für die weiteren nachrangigen Verbindlichkeiten gelten die folgenden wesentlichen Bedingungen: Die

mit den Gläubigern der nachrangigen Verbindlichkeiten getroffenen Nachrangabreden erfüllen die Vor-

aussetzungen für die Anerkennung als Eigenmittel gemäß Art. 63 CRR. Die Restlaufzeit der nachrangi-

gen Verbindlichkeiten liegt zwischen 1 und 5 Jahren. Die nachrangigen Verbindlichkeiten sind mit Zins-

sätzen von 3,75 % bis 4,50 % ausgestattet.

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen oder Unternehmen, mit denen ein Be-

teiligungsverhältnis besteht

In den nachstehenden Verbindlichkeiten sind folgende Beträge enthalten, die auch Verbindlichkeiten ge-

genüber verbundenen Unternehmen oder Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht,

sind:

Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen Unternehmen, mit denen ein Betei-

ligungsverhältnis besteht
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr
EUR

Geschäftsjahr
EUR

Vorjahr
EUR

Verbindlichkeiten gegen-

über Kunden (P 2) 0 37.767 0 0
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Eigenkapital

Das gezeichnete Kapital setzt sich gemäß § 25 Abs. 1 RechKredV ausschließlich aus dem Grundkapital

der Bankhaus Rautenschlein AG zusammen und beträgt zum 31.12.2025 EUR 10.346.666.

Es besteht aus 10.346.666 nennbetragslosen Stückaktien.

Eigene Aktien hält weder die Bankhaus Rautenschlein AG selbst noch ein vor ihr abhängiges oder in

Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen. Eine wechselseitige Beteiligung im Sinne des § 19 AktG be-

steht nicht.

Im ausgewiesenen Bilanzgewinn ist ein Gewinnvortrag von EUR 41.722,04 enthalten.

Die Kapital- und Gewinnrücklagen (P 12b) und c) haben sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt: 

Kapitalrücklage Gesetzliche Rücklage andere Gewinn-
rücklagen

EUR EUR EUR

Stand 01.01.2025 1.443.200 8.967 6.750.000

Einstellungen 0

- aus Bilanzgewinn des Vor-

jahres 0 1.300.000

Stand 31.12.2025 1.443.200 8.967 8.050.000

Eventualverbindlichkeiten und andere Verpflichtungen

Die in den Posten 1b) und 2c) unter dem Bilanzstrich ausgewiesenen Verpflichtungen unterliegen den

für alle Kreditverhältnisse geltenden Risikoidentifizierungs- und -steuerungsverfahren, die eine rechtzei-

tige Erkennung der Risiken gewährleisten.

Akute und latente Risiken einer Inanspruchnahme aus den unter dem Bilanzstrich ausgewiesenen Haf-

tungsverhältnissen sind nicht erkennbar. 

Die in den Posten 1b) und 2c) der unter dem Bilanzstrich ausgewiesenen Verpflichtungen betreffen

Bürgschaftsverträge für Kunden bzw. offene Kreditzusagen gegenüber Kunden. Die unwiderruflichen

Kreditzusagen sind breit gestreut.

Die Risiken wurden im Zuge einer Einzelbewertung der Bonität dieser Kunden beurteilt.

Durch Übertragung von Vermögensgegenständen gesicherte Verbindlichkeiten und 

Eventualverbindlichkeiten

Von den Verbindlichkeiten und Eventualverbindlichkeiten sind durch Übertragung von Vermögensge-

genständen gesichert:

Passivposten Gesamtbetrag der als Sicherheit
übertragenen Vermögenswerte

 in EUR

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (P 1) 15.971.450

12



E. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Provisionserträge

In den Provisionserträgen sind Beträge für die Erstellung von Finanzierungskonzeptionen in Höhe von

EUR 72.683,00 (Vorjahr EUR 64.955,00) enthalten.

Sonstige betriebliche Erträge

In den sonstigen betrieblichen Erträgen (GuV 8) sind folgende nicht unwesentliche Einzelbeträge enthal-

ten: 

Art
EUR

Erstattung Sachbezug 69.440

Sonstige betriebliche Aufwendungen

In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen (GuV 12) sind folgende nicht unwesentliche Einzelbeträge

enthalten: 

Art
EUR

Aufzinsung von Rückstellungen 6.506

F. Sonstige Angaben

Vorstand und Aufsichtsrat

Auf die Angabe der Gesamtbezüge des Vorstands wurde gemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.

Die Bezüge der Mitglieder des Aufsichtsrates betrugen EUR 120.000 (Vorjahr EUR 100.000).

Ausschüttungsgesperrte Beträge

Der aus der Bewertung von Altersversorgungsverpflichtungen nach § 253 Abs. 6 HGB ausschüttungs-

gesperrte Unterschiedsbetrag beträgt EUR -5.285.  

Personalstatistik

Die Zahl der 2025 durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer betrug:

Vollzeitbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Prokuristen 2 1

Sonstige kaufmännische Mitarbeiter 12 12

14 13

13
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A. Grundlagen der Geschäftstätigkeit

Die Bankhaus Rautenschlein AG versteht sich als eine landwirtschaftliche Spezialbank. Der strategische 

Schwerpunkt liegt in der Beratung, Betreuung und Finanzierung von landwirtschaftlichen Betrieben der Pri-

märproduktion.

Die Agrarkundenberater der Bank verfügen neben der klassischen Bankexpertise auch über umfangreiche

Erfahrungen in der praktischen und kaufmännischen Betriebsführung der Agrarwirtschaft. Des Weiteren 

bietet die Bank klassische Geldanlageprodukte für Privat und Firmenkunden an.

Das Geschäftsgebiet umfasst die gesamte Bundesrepublik Deutschland. Besondere Schwerpunkte bilden 

die neuen Bundesländer, Niedersachsen und unsere Heimatregion um Schöningen im Umkreis von ca.

100 km.

Finanzierungen außerhalb der Landwirtschaft oder für Privatkunden werden nicht angeboten.

Es werden keine Zweigniederlassungen unterhalten.

Das Bankhaus ist dem freiwilligen Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V.

und der gesetzlichen Entschädigungseinrichtung deutscher Banken angeschlossen. Gesichert werden die 

Einlagen von Nicht-Kreditinstituten. Hierzu zählen insbesondere Sicht- und Termineinlagen.

B. Geschäftsverlauf und Lage (Wirtschaftsbericht)

1. Rahmenbedingungen

Das Geschäftsjahr 2025 war durch weiter anhaltende politische Unsicherheiten geprägt. Wesentliche Fak-

toren waren die umfangreichen Zollandrohungen der neu gewählten US-Regierung, der andauernde Krieg 

in der Ukraine sowie die Eskalation des Nahostkonflikts.

Der bereits im Jahr 2024 begonnene Trend sinkender Leitzinsen setzte sich 2025 in den meisten großen 

Volkswirtschaften fort. Nach einer Serie von Zinssenkungen im ersten Halbjahr 2025 beließ die Europäi-

sche Zentralbank (EZB) die Leitzinsen unverändert. Damit schloss der Zinssatz für die Einlagenfazilität das

Jahr bei 2,0% ab.

Darüber hinaus setzte die EZB auch 2025 den schrittweisen Abbau ihrer Anleihebestände aus dem pande-

miebedingten Notfallkaufprogramm (PEPP) sowie dem regulären Ankaufprogramm (APP) fort. Fällige An-

leihen wurden nicht mehr reinvestiert, wodurch sich die Bilanzsumme der EZB kontinuierlich reduzierte.

Grundlage für diese Entwicklung war eine sich weiter normalisierende Inflationsrate, welche im Jahres-

durchschnitt 2025 analog zum Vorjahr bei 2,2% lag.
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Als bedeutender Wirtschaftsfaktor bildet die deutsche Land- und Forstwirtschaft den Ausgangspunkt für ei-

ne weitreichende und vernetzte Wertschöpfungskette. Durch die landwirtschaftliche Urproduktion sowie die

Verknüpfung mit der weiterverarbeitenden Industrie, dem mittelständischen Handwerk, der örtlichen Gas-

tronomie und dem weltweiten Handel ist jeder zehnte Arbeitsplatz direkt oder indirekt mit diesem Sektor

verbunden.

Ergänzend prägen ländliche Räume mit einem Flächenanteil von etwa 90% maßgeblich das Bild Deutsch-

lands. Diese dienen nicht nur der land- und forstwirtschaftlichen Produktion, sondern fungieren gleicherma-

ßen als Wirtschaftsstandort sowie als Natur- und Erholungsraum. Rund 57% der Einwohner Deutschlands

leben in diesen Regionen, was die Bedeutung des Agrarsektors für die regionale Infrastruktur und die allge-

meine Lebensqualität unterstreicht. 

Die wirtschaftliche Stimmung im Agrarsektor entwickelte sich bis zum Sommer 2025 positiv. Laut der Erhe-

bung des Agrarbarometers vom September 2025 wich dieser Optimismus jedoch einer neutralen Erwar-

tungshaltung. Zwar wird die aktuelle Lage im Vorjahresvergleich besser bewertet, doch bleibt die Verunsi-

cherung hinsichtlich der Zukunftsaussichten. Als Hauptursachen werden schwache Erzeugerpreise bei an-

haltend volatilen Märkten, ungewisse agrarpolitische Rahmenbedingungen sowie steigende Umweltaufla-

gen und ein hoher Bürokratieaufwand genannt. 

2. Finanzielle und nichtfinanzielle Leistungsindikatoren

Als wesentliche finanzielle Leistungsindikatoren bzw. Steuerungsgrößen sind für das Bankhaus das Kredit-

volumen (Position A04), der Zinsüberschuss (Saldo der Positionen GuV01 und GuV02) und das Risikoer-

gebnis im Kreditgeschäft (Saldo der Positionen GuV13 und GuV14) definiert.

Das Zinsergebnis aus dem Kreditgeschäft ist die Hauptertragsquelle des Bankhauses.

Daneben hat das Bankhaus den Personalbestand als nichtfinanziellen Leistungsindikator im Blick, der die

Entwicklung der Bank maßgeblich beeinflusst.

Zur Sicherstellung der Erreichung der Wachstumsziele ist es erforderlich, neue Mitarbeiter für das Bank-

haus zu gewinnen. Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurden zwei neue Mitarbeiter für verschiedene Fachbe-

reiche eingestellt.

3. Darstellung, Analyse und Beurteilung des Geschäftsverlaufs

Das Bankhaus hat im abgelaufenen Geschäftsjahr seinen erfolgreichen Weg der vorangegangenen Jahre

weiter fortgesetzt. Dies lässt sich sowohl am Wachstum der Forderungen an Kunden, insbesondere durch

Vergabe mittel- bis langfristiger Finanzierungen, als auch am erfolgreichen Einwerben von Tages- und Ter-

mingeldern eigener Kunden sowie über die Plattform "Raisin" (vormals "Weltsparen") ablesen. 

Das Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit liegt leicht über dem für das Geschäftsjahr angesetzten

Planwert, erreicht jedoch nicht den Vorjahreswert.
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Entsprechend der Gesamtbankplanung wurden zur Unterlegung der Wachstumsstrategie weitere Stellen

geschaffen und besetzt. Diese Neueinstellungen begründen zusammen mit den tariflichen Anpassungen

den Anstieg der Personalaufwendungen innerhalb der Verwaltungsaufwendungen. Trotz der Steigerung ge-

genüber dem Vorjahr, bewegen sich die Kosten im Rahmen der angesetzten Planwerte. 

Der Jahresüberschuss nach Steuern liegt mit rd. TEUR 1.619 unter dem Vorjahreswert in Höhe von TEUR

1.767. Mit dem erreichten Ergebnis, leicht unter den Planwerten, sind wir mit Blick auf die Zinsentwicklung

und das Wachstum im Kundengeschäft im abgelaufenen Geschäftsjahr zufrieden.

Berichtsjahr 2024 Veränderung zu 2024

TEUR TEUR TEUR %

Bilanzsumme 321.007 284.689 36.318 12,8

Außerbilanzielle Geschäfte *) 10.708 8.671 2.037 23,5

*) Hierunter fallen die Posten unter dem Bilanzstrich 1 (Eventualverbindlichkeiten), 2 (Andere Verpflichtungen) und

Derivatgeschäfte.

Der Anstieg der Bilanzsumme resultiert im Wesentlichen aus dem Wachstum der Forderungen an Kunden.

Im Hinblick auf das angestrebte Bilanzwachstum dokumentieren die Wachstumszahlen des abgelaufenen

Geschäftsjahres den Erfolg der gewählten Strategie sowie die Nachhaltigkeit des Geschäftsmodells.  

Die außerbilanziellen Geschäfte liegen über dem Vorjahresniveau und beruhen auf einem Wachstum der

unwiderruflichen Kreditzusagen.

Aktivgeschäft Berichtsjahr 2024 Veränderung zu 2024

TEUR TEUR TEUR %

Kundenforderungen 265.337 228.653 36.684 16,0

Wertpapieranlagen 6.475 6.475 0 0,0

Forderungen an Kreditinstitute 45.378 46.103 -725 -1,6

Mit einem Volumen von TEUR 265.337 zum Bilanzstichtag konnten die Kundenforderungen, wie geplant,

erneut gesteigert werden. Für das Geschäftsjahr war ein Kreditwachstum in Höhe von TEUR 40.000 ge-

plant, welches bezogen auf die Kreditzusage mit TEUR 43.000 leicht übertroffen wurde.

Neben der erfolgreichen Bestandskundenbetreuung führte die regelmäßige Netzwerkpflege zudem ver-

mehrt zu Neukundenanfragen. Des Weiteren verzeichnete die Bank eine stärkere Nachfrage nach Be-

triebsmittelfinanzierungen, bedingt durch volatile Märkte für Agrarprodukte, sowie einen Bedarf nach Finan-

zierungsmitteln für Investitionen.

Insgesamt ergab sich bei den Kundenforderungen ein Anstieg der langfristigen Darlehensforderungen von

etwa TEUR 34.900 (Vorjahr TEUR 37.600) sowie bei den kurzfristigen Kundenforderungen von rd. TEUR

1.900 (Vorjahr TEUR 6.700).

Die Wertpapieranlagen in Höhe von TEUR 6.475 sind gegenüber dem Vorjahr unverändert und dienen zur

Absicherung der derzeitigen und künftigen Refinanzierungsgeschäfte.
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Der Saldo der Forderungen an Kreditinstitute ist maßgeblich vom Bilanzausweis der zur Liquiditätssteue-

rung angelegten Beträge der Einlagenfazilität bei der Deutschen Bundesbank geprägt.

Passivgeschäft Berichtsjahr 2024 Veränderung zu 2024

TEUR TEUR TEUR %

Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 113.280 104.952 8.329 7,9

Spareinlagen 142 155 -13 -8,2

andere Einlagen 176.403 151.706 24.697 16,3

Nachrangige Verbindlichkeiten 4.768 5.018 -250 -5,0

Der Erfolg im Kundenkreditgeschäft, insbesondere in der Entwicklung bei den Darlehensforderungen, lässt

sich auch im Anstieg der Bankenrefinanzierungen gegenüber der Landwirtschaftlichen Rentenbank able-

sen. Das Volumen erhöhte sich um rd. TEUR 8.300 auf TEUR 113.215.

Als Hauptrefinanzierungsquelle des Kundenkreditgeschäfts nutzt die Bank neben den Tages- und Termin-

geldern von eigenen Kunden in Höhe von TEUR 79.950 (Vorjahr TEUR 71.547) sowie den Termineinlagen

von institutionellen Anlegern in Höhe von TEUR 16.644 (Vorjahr TEUR 15.071) auch Termineinlagen, die

über das Portal "Raisin" (ehemals Weltsparen) vermittelt werden mit einem Volumen von TEUR 68.672

(Vorjahr TEUR 52.422). 
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4. Darstellung, Analyse und Beurteilung der wirtschaftlichen Lage

a) Ertragslage

Die wesentlichen Erfolgskomponenten der Bank haben sich im Vorjahresvergleich wie folgt entwickelt:

Erfolgskomponenten Berichtsjahr 2024 Veränderung zu 2024

TEUR TEUR TEUR %

Zinsüberschuss 1) 6.839 6.292 547 8,7

Provisionsüberschuss 2) -169 206 -375 -181,8

Verwaltungsaufwendungen 4.192 3.627 565 15,6

a) Personalaufwendungen 2.664 2.235 429 19,2

b) andere Verwaltungs-
aufwendungen 1.335 1.204 131 10,9

c) Abschreibungen 193 189 4 2,2

Sonstige betriebliche
Aufwendungen 18 32 -14 -43,0

Betriebsergebnis vor Bewertung
3) 2.590 2.939 -348 -11,9

Bewertungsergebnis 4) -141 -232 91 -39,3

Ergebnis der normalen
Geschäftstätigkeit 2.450 2.707 -257 -9,5

Steueraufwand 831 940 -109 -11,5

Jahresüberschuss 1.619 1.767 -148 -8,4

1) GuV-Posten 1 abzüglich GuV-Posten 2 zuzüglich GuV-Posten 3

2) GuV-Posten 5 abzüglich GuV-Posten 6

3) Saldo aus den GuV-Posten 1 bis 12 \sowie abzüglich GuV-Posten \17 \und \18

4) Saldo aus den GuV-Posten 13 bis 16

Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2025 ist der Zinsüberschuss weiter angestiegen und liegt mit TEUR 6.893

knapp über dem Planwert. Dabei liegen die Zinserträge mit TEUR 13.044 (Vorjahr TEUR 11.952) und die

Zinsaufwendungen mit TEUR 6.205 (Vorjahr TEUR 5.660) aufgrund des Wachstums im Kundengeschäft

über den Vorjahreswerten, blieben jedoch in Folge der Zinsentwicklung im Geschäftsjahr unter der Progno-

se.

Das Provisionsergebnis ist im abgelaufenen Geschäftsjahr maßgeblich durch periodenfremde Provisions-

aufwendungen aus dem Vorjahr geprägt.

Bei den Verwaltungsaufwendungen sind die Personalaufwendungen um TEUR 429 auf TEUR 2.664 gestie-

gen. Damit liegen die Personalaufwendungen ca. TEUR 24 über dem Planwert. Der Anstieg beruht auf

dem weiteren Ausbau des Personalbestandes sowie auf den tariflichen Gehaltsteigerungen. Die anderen

Verwaltungsaufwendungen liegen mit TEUR 1.335 leicht über den Planwerten.

Die Abschreibungen liegen mit TEUR 193 auf Vorjahresniveau und entsprechen im Wesentlichen der Pro-

gnose für das Geschäftsjahr.
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Das Bewertungsergebnis liegt mit TEUR -141 unter dem Prognosewert für das Geschäftsjahr (TEUR -445)

und ist im Wesentlichen geprägt von der aufsichtsrechtlichen Risikovorsorge (PWB nach BFA 7).

Damit ergibt sich ein Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit (Betriebsergebnis nach Bewertung) in Höhe

von TEUR 2.450 (Vorjahr TEUR 2.707) und liegt damit leicht über der Prognose für das Geschäftsjahr

2025.

Unter Berücksichtigung des Steueraufwands von TEUR 831 verbleibt ein Jahresüberschuss von TEUR

1.619 (Vorjahr TEUR 1.767).

b) Finanzlage

Kapitalstruktur

Als landwirtschaftliche Spezialbank liegt der Fokus auf der Finanzierung von landwirtschaftlichen Betrieben

der Primärproduktion. Daraus ergibt sich eine Kapitalstruktur, die auf der Aktivseite im Wesentlichen ge-

prägt ist von den Forderungen an Kunden in Höhe von TEUR 265.337 (Vorjahr TEUR 228.653). Das Kre-

ditvolumen entspricht damit dem Planwert für 2025 mit TEUR 265.000. Die Position gliedert sich mit TEUR

46.008 (Vorjahr TEUR 44.098) in Kontokorrentforderungen in Form von Betriebsmittelkrediten und länger-

fristige Darlehensforderungen in Höhe von TEUR 220.108 (Vorjahr TEUR 185.227). Diese Geschäftsstruk-

tur wird auf der Passivseite in Form von Refinanzierungen bei Kreditinstituten mit TEUR 113.280 (Vorjahr

TEUR 104.952) und Verbindlichkeiten gegenüber Kunden in Höhe von TEUR 176.545 (Vorjahr TEUR

151.861) sichergestellt. Schwerpunkte bilden hier die Termingeldeinlagen institutioneller Anleger mit TEUR

16.645 (Vorjahr TEUR 15.072), über das Portal "Weltsparen" hereingenommene Termingeldanlagen in Hö-

he von TEUR 68.673 (Vorjahr TEUR 52.423) sowie Termingeldeinlagen eigener Kunden in Höhe von

TEUR 46.376 (Vorjahr TEUR 44.970).

Investitionen

Im abgelaufenen Geschäftsjahr sind Investitionen in Höhe von TEUR 46 getätigt worden. Die Investitionen

betreffen im Wesentlichen die umfassende Neuerstellung der Internetpräsenz mit TEUR 29.

Liquidität

Die Zahlungsfähigkeit des Instituts war im abgelaufenen Geschäftsjahr nach Art, Höhe und Fristigkeit ge-

geben. Die monatlichen Meldungen der Liquidity Coverage Ratio (LCR) wiesen im Berichtszeitraum einen

Wert von mindestens 185% aus. Zum Bilanzstichtag lag die Stresskennzahl bei 257%. Die Kennzahl der

Net Stable Funding Ratio (NSFR) betrug zum Bilanzstichtag 127%.

Bei Liquiditätsschwankungen kann die Bank auf ausreichende Liquiditätsreserven auch in Form von Bun-

desbankguthaben sowie offenen Refinanzierungslinien bei Kreditinstituten zurückgreifen.

Vor diesem Hintergrund ist die Fähigkeit der Bank zur Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen jederzeit gesi-

chert.

Liquiditätsbelastungen aus außerbilanziellen Verpflichtungen haben sich nicht ergeben.
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c) Vermögenslage

Die Eigenkapitalstruktur der Bank ist geprägt vom Gezeichneten Kapital der Aktionäre und erwirtschafteten

Rücklagen. Im Geschäftsjahr wurde das Eigenkapital durch Zuführung zu den Rücklagen gestärkt.

Die Eigenmittel nach Art. 72 CRR haben sich von TEUR 22.923 auf TEUR 23.664 erhöht, die harte Kernka-

pitalquote ist mit 12,1% (Vorjahr 14,5%) bedingt durch das Wachstum im Kundenkreditgeschäft planmäßig

leicht zurückgegangen.

Nach den vertraglichen sowie satzungsmäßigen Regelungen erfüllen die angesetzten Kapitalinstrumente

die Anforderungen der CRR zur Anrechnung als aufsichtsrechtlich anerkanntes Kern- und Ergänzungskapi-

tal.

Darüber hinaus wurde im Geschäftsjahr eine Kapitalerhöhung durch die Ausgabe neuer Aktien im Verhält-

nis 3:2 in zwei Tranchen beschlossen. Die Einzahlung der ersten Tranche in Höhe von TEUR 2.587 wurde

im Geschäftsjahr vollumfänglich geleistet. Die aufsichtsrechtliche Genehmigung der ersten Tranche

zwecks Anrechnung als anerkanntes Kernkapital erfolgte erst nach dem Bilanzstichtag mit Bescheid vom

13.02.2026, weshalb eine Zurechnung zu den Eigenmitteln (Art. 72 CRR) nicht erfolgen konnte. Die Ein-

zahlung der zweiten Tranche ist für das Geschäftsjahr 2026 vorgesehen.

Die Kapitalrendite gemäß § 26a Abs. 1 Satz 4 KWG beläuft sich auf 0,50 %. 

Das bilanzielle Eigenkapital sowie die Eigenmittelausstattung und Kapitalquoten stellen sich gegenüber

dem Vorjahr wie folgt dar:

Berichtsjahr 2024 Veränderung zu 2024

TEUR TEUR TEUR %

Eigenkapital laut Bilanz 1) 29.644 26.155 3.490 13,3

Eigenmittel (Art. 72 CRR) 23.664 22.923 740 3,2

Harte Kernkapitalquote 12,1 % 14,5 %

Kernkapitalquote 12,1 % 14,5 %

Gesamtkapitalquote 13,9 % 17,2 %

1) Hierzu rechnen die Passivposten 9 (Nachrangige Verbindlichkeiten), 10 (Genussrechtskapital),

11 (Fonds für allgemeine Bankrisiken) und 12 (Eigenkapital).

Die Wertpapieranlagen der Bank entwickelten sich wie folgt:

Wertpapieranlagen Berichtsjahr 2024 Veränderung

TEUR TEUR TEUR %

Anlagevermögen 6.475 6.475 0 0,0

Die Wertpapieranlagen entfallen ausschließlich auf Schuldverschreibungen und festverzinsliche Wertpapie-

re (Aktivposten 5).

Die im Bestand befindlichen Wertpapiere im Aktivposten 5 werden nach dem gemilderten Niederstwertprin-

zip bewertet.
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Im Wertpapierbestand sind zu 100% festverzinsliche Wertpapiere von Emittenten sehr guter Bonität.

Davon entfallen TEUR 4.492 auf öffentliche Emittenten und TEUR 1.983 auf Kreditinstitute. Alle Wertpapie-

re lauten auf Euro und wurden von inländischen Emittenten aufgelegt. Wesentliche Veränderungen in der

Struktur sowie Bonitätseinstufung bei den Wertpapieranlagen haben sich im Vergleich zum Vorjahr nicht

ergeben.

5. Gesamtaussage zur wirtschaftlichen Lage

Die Bankhaus Rautenschlein AG ist als Spezialkreditinstitut für die Landwirtschaft eng mit dem wirtschaftli-

chen Erfolg dieser Branche verwoben. Im Geschäftsjahr 2025 standen neben Anfragen im langfristigen Fi-

nanzierungsbereich auch mittelfristige Betriebsmittelfinanzierungen im Fokus.

Die Vermögenslage der Bank zeichnet sich unverändert durch eine angemessene Eigenkapitalausstattung

aus. Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen wurden sowohl im Vorjahr als auch im Geschäftsjahr zu jeder

Zeit eingehalten. Für erkennbare und latente Risiken in den Kundenforderungen sind Wertberichtigungen

gebildet worden. Dem allgemeinen Kreditrisiko ist durch Abzug von Pauschalwertberichtigungen Rechnung

getragen worden.

Finanzlage und Liquiditätsausstattung entsprechen den aufsichtsrechtlichen und betrieblichen Erfordernis-

sen.

Der Verwaltungsaufwand ist im Vergleich zum Vorjahr angestiegen und liegt über dem Planwert. Der An-

stieg beruht im Wesentlichen auf höheren Kosten im Bereich der Aufwendungen für Leistungen des Re-

chenzentrums.

Im Zinsergebnis lässt sich das Kreditwachstum sowie auch die allgemeine Entwicklung des Zinsniveaus

gegenüber den Vorjahren ablesen. Die Folgen der Zinssenkungen der EZB in 2025 werden sich hingegen

erst perspektivisch auswirken.

Unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen und politischen Situation, die im abgelaufenen Ge-

schäftsjahr maßgeblich von der Zinsentwicklung, den umfangreichen Zollandrohungen der neu gewählten

US-Regierung, dem Ukrainekrieg sowie der Verschärfung des Nahostkonfliktes geprägt wurde, hat die

Bank ein gutes Jahresergebnis in Höhe des Planwertes erreicht.

C. Risiko- und Chancenbericht

Risikomanagementsystem und -prozess

Die im Unternehmenshandbuch dokumentierte Geschäfts- und Risikostrategie basiert auf einem Strategie-

prozess und ist ausgerichtet auf die Kerngeschäfte der Bank. Dazu zählen die Finanzierung von landwirt-

schaftlichen Betrieben der Primärproduktion sowie der Hereinnahme von klassischen Geldanlageprodukten

von Privat- und Firmenkunden.

Konsistent zur Geschäfts- und Risikostrategie wurde eine Unternehmensplanung entwickelt, die eine lang-

fristige Begleitung der Kunden im Hinblick auf Finanzierungswünsche anstrebt.
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Die Geschäfts- und Risikostrategie wird im Rahmen des von uns festgelegten Strategieprozesses mindes-

tens einmal jährlich oder anlassbezogen überprüft.

Ziel der Risikostrategie ist nicht die Vermeidung von Risiken, sondern das bewusste Eingehen von ge-

schäftsüblichen Risiken innerhalb unserer Risikopräferenz sowie die Begrenzung von Risiken aus einge-

gangenen Geschäften.

Die Risikoidentifizierung erfolgt im Rahmen der jährlichen bzw. anlassbezogenen Risikoinventur.

Für alle im Rahmen der Risikoinventur als wesentlich identifizierten Risiken wurde ein System zur Früher-

kennung implementiert. Das Risikocontrolling berichtet regelmäßig sowie ad-hoc bei Über- bzw. Unter-

schreitung von Frühwarnschwellen unmittelbar dem Vorstand. In diesem Rahmen ist ein Risikocontrolling

und Managementsystem mit entsprechenden Instrumenten eingerichtet, um bei Bedarf gegensteuernde

Maßnahmen einleiten zu können.

Ziel des Risikomanagements der Bank ist es, Risiken, die den Erfolg wesentlich beeinflussen oder gar den

Fortbestand gefährden können, frühzeitig zu erkennen sowie umfassend zu messen, zu überwachen und

zu steuern. Integraler Bestandteil ist dabei die fortlaufende Sicherstellung der Risikotragfähigkeit.

Die Planung und Steuerung der Risiken erfolgt auf Basis der Risiko- und Liquiditätstragfähigkeit der Bank

unter Berücksichtigung der Geschäfts- und Risikostrategie.

Zur Bestimmung der Risikotragfähigkeit wurde am 1. Januar 2023 entsprechend der Neuausrichtung der

Bankenaufsicht zur "Aufsichtlichen Beurteilung bankinterner Risikotragfähigkeitskonzepte und deren pro-

zessuale Einbindung in die Gesamtbanksteuerung („ICAAP“)“ auf die normative und ökonomische Per-

spektive als komplementäre, sich ergänzende Ansätze umgestellt. Die zur Risikotragfähigkeitssteuerung

eingesetzten Methoden und Verfahren berücksichtigen somit das Ziel der Fortführung des Instituts

(normative Perspektive), als auch den Schutz der Gläubiger vor Verlusten aus ökonomischer Sicht

(ökonomische Perspektive).

Die Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive, die einen periodischen Steuerungskreis darstellt,

zielt auf die Fortführung der operativen Geschäftstätigkeit. In der normativen Perspektive betrachtet die

Bank die Einhaltung regulatorischer Anforderungen zur Deckung des Gesamtrisikobetrages gemäß CRR.

Diese umfassen insbesondere die regulatorischen Kapitalanforderungen an die harte Kernkapital-, die

Kernkapital- sowie die Gesamtkapitalquote und die Strukturanforderungen hinsichtlich des Kapitals wie bei-

spielsweise die Höchstverschuldungsquote und die Großkreditgrenzen. Die Risikotragfähigkeit ist demnach

gegeben, sofern der ermittelte Kapitalbedarf die Einhaltung der Kapitalquoten bewirkt und sämtliche Struk-

turanforderungen hinsichtlich des Kapitals erfüllt werden.
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Die normative Perspektive bildet die Bank ausgehend von der Gesamtbankplanung über einen Zeithorizont

von 5 Jahren ab. In dieser wird die Entwicklung des regulatorischen Kapitalbedarfs im Rahmen einer mehr-

jährigen Kapitalplanung bestimmt. Die Annahmen für die Markt- und Volumenentwicklungen werden hierbei

durch ein Expertenteam bestehend aus Gesamtvorstand, interne Revision, leitenden Mitarbeitern und einer

externen Beratungsgesellschaft auf Grundlage einer Marktpotenzialanalyse festgelegt. Neben einem Plan-

szenario werden mögliche abweichende Entwicklungen wie Bonitätsverschlechterungen im Kundenkredit-

geschäft in einem adversen Szenario berücksichtigt.

Die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive zielt auf den Schutz der Gläubiger ab. In der öko-

nomischen Perspektive, die im Institut barwertig ermittelt wird, werden das Risikodeckungspotenzial und

die konsistent dazu ökonomisch ermittelten Risiken gegenübergestellt. Die ökonomische Risikotragfähig-

keit ist demnach gegeben, wenn die barwertigen Risiken durch das Risikodeckungspotenzial laufend ge-

deckt sind. Die Bewertung des Risikodeckungspotenzials erfolgt unabhängig von Rechnungslegungskon-

ventionen und aufsichtlichen Eigenmittelanforderungen.

Ausgangspunkt bei der barwertigen Ermittlung des Risikodeckungspotenzials ist der Barwert (Marktwert)

sämtlicher Vermögenswerte und Verbindlichkeiten. Lediglich die eigengenutzte Immobilie inkl. Inventar so-

wie einige Rückstellungen sind mit dem Buchwert berücksichtigt. Auf Basis des ermittelten Risikode-

ckungspotenzials wird im Rahmen des Strategie- und Limitierungsprozesses einmal im Jahr das Gesamt-

bankrisikolimit festgelegt. Dabei wird sichergestellt, dass unter Berücksichtigung eines strategischen Puf-

fers von 2.000 TEUR genügend freies Risikodeckungspotenzial zur Verfügung steht, um zukünftige Wert-

schwankungen aufzufangen.

Die Risikomessung für die in der ökonomischen Perspektive der Risikotragfähigkeit berücksichtigten Risi-

koklassen erfolgt mithilfe geeigneter Value-at-Risk (VaR)Modelle mit einem Konfidenzniveau von 99,9 %

mit einem Risikobetrachtungshorizont von einem Jahr sowie mittels Simulationsverfahren in der Risikoart

OpRisk. Die Risikoaggregation erfolgt ohne Berücksichtigung von Korrelationen zwischen den einzelnen

Risikoarten additiv. Mit Hilfe einer Ampelsystematik wird die Einhaltung sowohl des Gesamtbankrisikolimits

als auch der Einzelrisikolimite überwacht.

Die Ermittlung der Liquiditätstragfähigkeit erfolgt ebenfalls in einer normativen und einer ökonomischen

Perspektive anhand von aufsichtsrechtlichen Liquiditätskennzahlen sowie einer Überwachung des Überle-

benshorizonts.

In der normativen Perspektive wird das Ziel verfolgt, kurzfristig die aufsichtsrechtlichen Liquiditätsanforde-

rungen einzuhalten. Dazu werden hochliquide Vermögenswerte den aufsichtsrechtlichen Nettomittelabflüs-

sen gegenübergestellt. Für die Steuerung der normativen Liquiditätstragfähigkeit verwendet die Bank die

aufsichtsrechtlich vorgegebene Kennzahl Liquidity Coverage Ratio (LCR).

Zusätzlich wird die Net Stable Funding Ratio (NSFR) als normative Mindestgröße in der Banksteuerung be-

rücksichtigt. Diese zeigt das Verhältnis von verfügbarer zu erforderlicher stabiler Refinanzierung auf.
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In der ökonomischen Perspektive wird neben der Plan-Liquiditätsablaufbilanz eine Stress-

Liquiditätsablaufbilanz vierteljährlich erstellt und dem Liquiditätsdeckungspotential gegenübergestellt. Der

Stresstest berücksichtigt die Liquiditätsauswirkungen von institutseigenen und marktweiten Ursachen. Das

Bankhaus hat einen Mindest-Überlebenshorizont von 3 Monaten für die Plan- und Stresstests definiert.

Die Risikomanagementziele und -politik werden mit den Strategien dem Aufsichtsrat zur Kenntnis gegeben

und mit diesem erörtert.

Die eingerichteten Systeme und Verfahren des Risikomanagements sind dem Profil und der Geschäfts-

und Risikostrategie der Bank sowie ihrer Größe angemessen.

Risiken

Für die Risikobeurteilung zum Abschlussstichtag legt die Bank konsistent zum Prognosezeitraum einen

Zeitraum von einem Jahr zu Grunde, in dem auch das Vorliegen von bestandsgefährdenden Risiken beur-

teilt wird. Dabei werden auch Modell-, Reputations-, Nachhaltigkeits- und Konzentrationsrisiken als quer-

schnittlich zu betrachtende Risikoklassen in der Gesamtbewertung aller Risiken einbezogen.

Adressenausfallrisiken bzw. Kreditrisiko

Das Kreditrisiko beschreibt die Gefahr, dass Verluste aufgrund des Ausfalls von Geschäftspartnern

(Kreditnehmer, Emittenten), der Ratingmigration dieser Adressen und/oder der adressbezogenen Spread-

veränderungen entstehen. Es umfasst das Kreditrisiko im Kundengeschäft sowie im Eigengeschäft.

Durch die strategische Ausrichtung des Bankhauses sind die Kreditrisiken aus dem Kundengeschäft regel-

mäßig die Hauptrisikoart und damit aufsichtsrechtlich und betriebswirtschaftlich wesentlich. Das Risiko

kann wesentliche Auswirkungen auf die Vermögens- und Ertragslage haben.

Das Kreditrisiko im Eigengeschäft (inklusive Spreadrisiko) stufen wir aufgrund unseres geringen Bestandes

an Wertpapieranlagen in sehr guten Bonitäten deutscher Emittenten als nicht wesentlich ein. Die Wertpa-

piere dienen lediglich der Absicherung von Refinanzierungsgeschäften. Der zusammen mit dem Refinan-

zierungskostenrisiko überschreitende Teil der Wesentlichkeitsgrenze wird als pauschaler Abzugsposten für

nicht wesentliche Risiken im RDP berücksichtigt. 

Das Kreditrisikomanagement, d.h. die Kontrolle der Kreditrisiken nach den Grundsätzen und Leitlinien für

die Bank, ist direkt im Vorstand angesiedelt.
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Auf Einzelengagement-Ebene werden zur Risikosteuerung und -begrenzung Ratingverfahren zur Bonitäts-

beurteilung der Kreditnehmer eingesetzt. Jede Kreditvergabe erfolgt nach einem festgelegten Genehmi-

gungsprozess. Für erkennbare Risiken werden soweit erforderlich Einzelwertberichtigungen auf Blankoan-

teile gebildet. Den latenten Risiken im Kreditgeschäft wurde durch die Bildung von Pauschalwertberichti-

gungen gemäß IDW RS BFA 7 Rechnung getragen. Die Ermittlung der Pauschalwertberichtigung erfolgt

zum 31. Dezember 2025 auf Basis eines erwarteten Verlustes über einen Betrachtungszeitraum von zwölf

Monaten. Die Berechnung des erwarteten Verlusts erfolgt unter Berücksichtigung der Ausfallwahrschein-

lichkeit, der Verlustquote bei Ausfall und der erwarteten Kredithöhe zum Ausfallzeitpunkt für alle unter dem

Bilanzposten Forderungen an Kreditinstitute und Forderungen an Kunden ausgewiesenen Geschäften so-

wie für unter der Bilanz auszuweisenden Eventualverbindlichkeiten und anderen Verpflichtungen

(einschließlich unwiderruflicher Kreditzusagen).

Auf Portfolioebene werden im Rahmen der Risikotragfähigkeitsberechnung Limite zur Überwachung der bi-

lanziellen und außerbilanziellen Adressenausfallrisiken eingesetzt. Risikokonzentrationen werden im Rah-

men der jährlichen Risikoinventur identifiziert und durch Strukturlimite begrenzt. Konzentrationen im Kun-

denkreditgeschäft, insbesondere in den Kategorien Branche, Größenklasse und Sicherheiten, werden be-

wusst akzeptiert.

Die NPL-Quote ist historisch betrachtet unbedeutend, wird dennoch regelmäßig überwacht. Zum Stichtag

lag sie bei 0,65 %.

Die Bank ermittelt vierteljährlich mit Hilfe des Moduls Kreditportfoliomodell für Kundengeschäfte (KPMKG

barwertig) unter VRControl einen unerwarteten Verlust (Credit-Value-at-Risk) aus dem Kundenkreditge-

schäft. Die Berechnung erfolgt auf Basis von Kreditrisikoprämien in einem mehrstufigen Verfahren, dem

sowohl die modellierten Verluste auf Basis der LGD-Modells als auch Ausfallwahrscheinlichkeiten und Sek-

torparameter zugrunde liegen.

Marktpreisrisiken bzw. Marktrisiken

Das Marktrisiko beschreibt die Gefahr, dass aufgrund nachteiliger Veränderungen von Marktpreisen oder

preisbeeinflussenden Parametern Verluste entstehen können. Marktrisiken umfassen Zins-, Aktien- und

Währungsrisiken sowie sonstige Marktrisiken.

Das Zinsrisiko stuft die Bank anhand der Risikoinventur als einziges Marktrisiko (in Form des Gap-Risikos)

als aufsichtsrechtlich wesentlich und betriebswirtschaftlich hoch ein. Aufgrund des umfangreichen zinstra-

genden Geschäftes kommt dem Zinsrisiko eine besondere Bedeutung zu. Das Risiko kann sich maßgeb-

lich auf die Vermögens- und Ertragslage auswirken.

Im Rahmen der ökonomischen Risikomessung des Zinsrisikos wird vierteljährlich ein Value at Risk, der auf

einem historischen Zeitraum basiert, berechnet. Als Szenariotechnik wird die klassische historische Simu-

lation verwendet. Die Ermittlung erfolgt mit Hilfe des Moduls ZINSMANAGEMENT unter VRControl.

Ergänzend werden weitere barwertige Berichtsgrößen als zusätzliche Informationen bei geschäftspoliti-

schen Entscheidungen berücksichtigt.
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In der normativen Betrachtung hat das Bankhaus die Vermeidung eines SREP-Zuschlages für Zinsände-

rungsrisiken als strategisches Ziel definiert. Auch hierfür werden die aufsichtsrechtlichen Ausreißertests

(SOT-EVE, SOT-NII) berechnet und überwacht.

Liquiditätsrisiko

Liquiditätsrisiken können grundsätzlich in der Form des Zahlungsunfähigkeitsrisikos, des Refinanzierungs-

kostenrisikos und des Marktliquiditätsrisikos auftreten. Die Bank erachtet das Liquiditätsrisiko insgesamt

als wesentlich im Sinne des Aufsichtsrechts, betriebswirtschaftlich jedoch als gering.

Zahlungsunfähigkeitsrisiken treten ein, wenn Zahlungsverpflichtungen nicht fristgerecht oder nicht in aus-

reichender Höhe erfüllt werden können. Refinanzierungsrisiken entstehen, wenn die Liquidität nicht zu den

erwarteten Konditionen beschafft werden kann oder die Refinanzierungsmittel nicht im erforderlichen Um-

fang zur Verfügung stehen. Marktliquiditätsrisiken treten ein, wenn Anlagen nicht zum gewünschten Zeit-

punkt oder in der geplanten Höhe liquidiert werden können.

Liquiditätsablaufbilanzen dienen als Frühwarnindikator für eine mögliche Zahlungsunfähigkeit und stellen

dabei insbesondere den Überlebenshorizont dar. Der Stresstest wird für einen Zeitraum von drei Ge-

schäftsjahren anhand eines institutseigenen und marktweiten Szenarios für Liquiditätsrisiken durchgeführt.

Durch die Anrechnung auf die Liquiditätspuffer wird auf dieser Grundlage der Überlebenshorizont ermittelt.

Dabei werden auch adverse Entwicklungen außerhalb des Erwartungshorizontes reflektiert.

Das Liquiditätsrisiko wird anhand der aufsichtsrechtlichen Liquiditätskennzahlen Liquidity Coverage Ratio

(kurz: LCR) und Net Stable Funding Ratio (kurz: NSFR) überwacht. Die Risikotoleranz wurde über die Fest-

legung einer internen MindestLCRQuote von 150% definiert. Für die NSFR gilt eine Quote von oberhalb

115% als unbedenklich. Die Unterschreitung dieser Warngrenzen wird an den Vorstand per adhocMeldung

weitergeleitet.

Die Refinanzierungsstruktur der Bank wird maßgeblich durch das Kundengeschäft bestimmt. Ausnahme

sind hier die Weiterleitungskredite der Landwirtschaftlichen Rentenbank. Es stellt die Basis der Liquiditäts-

ausstattung dar. Zur Begrenzung von Abrufrisiken sind Strukturlimite, insbesondere für hohe täglich fällige

Einlagen implementiert.

Zur jederzeitigen Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit besteht ein detaillierter Liquiditätsnotfallplan, der

mindestens jährlich überprüft wird.

Das Refinanzierungskostenrisiko wurde im Rahmen der Risikoinventur als nicht wesentliches Risiko be-

wertet. Der zusammen mit dem Kreditrisiko Eigengeschäft überschreitende Teil der Wesentlichkeitsgrenze

wird als pauschaler Abzugsposten für nicht wesentliche Risiken im RDP berücksichtigt. 

Operationelles Risiko

Operationelle Risiken betreffen die Gefahr von Verlusten, die infolge der Unzulänglichkeit oder des Versa-

gens von internen Prozessen, Menschen oder Systemen oder infolge externer Ereignisse eintreten. Diese

Definition schließt Rechtsrisiken ein. Die Bank erachtet das operationelle Risiko insgesamt als hoch aus

betriebswirtschaftlicher Sicht und wesentlich im Sinne des Aufsichtsrechts.
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Wesentliche operationelle Risiken werden im Rahmen eines Self-Assessments jährlich identifiziert und

analysiert. Hierzu wird auf eine Schadensfalldatenbank zurückgegriffen, in die eingetretene Schäden einge-

stellt werden. Der Risikowert wird anhand eines Simulationsmodells mit den im Rahmen des Self-

Assessments ermittelten Daten berechnet und jährlich aktualisiert. Das IT-Risiko stellt ein spezielles opera-

tionelles Risiko dar. Hier betrachtet das Institut insbesondere die Teilbereiche "Zentrales Rechenzentrum"

und "IT-Risiken Bank". Über die IT-Risiken, die das Rechenzentrum betreffen, erhält die Bank regelmäßig

Berichte von lT-Dienstleistern einschließlich Darstellung der eingeleiteten Maßnahmen bei Problemen.

Für alle wesentlichen Schadensereignisse in Bezug auf bankinterne IT-Risiken besteht ein umfassender

Versicherungsschutz. Betriebliche Notfallplanungen wurden insbesondere auf die Anforderungen aus dem

lT-Bereich abgestimmt.

Rechtlichen Risiken wird durch die Verwendung rechtlich geprüfter Formulare begegnet. Bei Rechtsstreitig-

keiten wird juristische Beratung in Anspruch genommen.

Gesamtbild der Risikolage

Auf Grundlage unserer Verfahren des Risikomanagements zur Ermittlung der Risiken sowie des Risikode-

ckungspotenzials ist die Risikotragfähigkeit in beiden Perspektiven (ökonomisch und normativ) im Ge-

schäftsjahr gegeben. Vom gesamten verfügbaren Risikodeckungspotenzial wurden zum Stichtag 40,0%

(Vorjahr 44,1%) als Gesamtbankrisikolimit für die Risikoszenarien zur Verfügung gestellt. Die Auslastung

dieses Gesamtbankrisikolimits betrug zum Stichtag 70,9% (Vorjahr 71,2%).

Die Gesamtrisikolage stellt sich zum Stichtag wie folgt dar:

Risikoart in TEUR Limit
aktuell

Anteil
Limit

Risiko
aktuell

Limitauslastung
aktuell

31.12.2025 am RDP 31.12.2025 31.12.2025

Marktrisiken 5.500 18,0% 3.765 68,5%

Zinsbuch 5.500 18,0% 3.765 68,5%

Kreditrisiken 6.000 19,7% 4.379 73,0%

Kundengeschäfte 6.000 19,7% 4.379 73,0%

Operationelles Risiko 700 2,3% 507 72,4%

Gesamtauslastung 12.200 40,0% 8.651 70,9%

Im Rahmen der Risikoinventur wurde im Bereich der Liquiditätsrisiken lediglich das Zahlungsunfähigkeitsri-

siko als wesentliches Risiko identifiziert, während das Refinanzierungskostenrisiko als nicht wesentlich be-

urteilt wurde. Das Refinanzierungskostenrisiko und das Kreditrisiko Eigengeschäft wurden als Abzugsposi-

tion für unwesentliche Risiken im RDP berücksichtigt. Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko wird von der Bank im

ILAAP berücksichtigt.

Die internen Simulationen kommen darüber hinaus zum Ergebnis, dass die Liquidität sichergestellt ist. In-

nerhalb des Planszenarios sind in den nächsten fünf Jahren keine Liquiditätsengpässe erkennbar.

Nach dem derzeitigen Planungsstand ist die Risikotragfähigkeit angesichts der laufenden Ertragskraft und

der Vermögensituation des Instituts auch im kommenden Geschäftsjahr gegeben. Die dargestellten Risi-

ken werden die künftige Entwicklung unserer Bank nicht wesentlich beeinträchtigen.
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Chancen

Die deutsche Landwirtschaft befindet sich in einem tiefgreifenden Transformationsprozess. Vor dem Hinter-

grund agrarpolitischer Vorgaben, steigender Nachhaltigkeitsanforderungen sowie struktureller Marktverän-

derungen besteht ein erheblicher Investitionsbedarf. Insbesondere Investitionen in moderne Landtechnik,

Automatisierung, Digitalisierung, Stall- und Lagerinfrastruktur sowie effiziente Bewässerungs- und Energie-

systeme sind für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit vieler Betriebe unabdingbar. Der fortschreitende

Strukturwandel verstärkt diese Entwicklung zusätzlich.

Landwirtschaftliche Flächen bilden die zentrale Produktionsgrundlage der Betriebe und bleiben ein knappes

Gut. Vor dem Hintergrund begrenzter Verfügbarkeit und anhaltender Nachfrage gehen wir von einer stabi-

len Entwicklung der Bodenpreise mit langfristig leicht steigender Tendenz aus.

Zugleich führen volatile Agrarmärkte und aktuell schwächere Erzeugerpreise für pflanzliche Agrarprodukte

sowie im Milchsektor zu einem erhöhten Liquiditätsbedarf. Landwirtschaftliche Betriebe benötigen daher

zunehmend flexible und individuell strukturierte Finanzierungslösungen. Hieraus ergeben sich zusätzliche

Finanzierungspotenziale im kurz- und mittelfristigen Kreditgeschäft.

Insgesamt bewerten wir die Landwirtschaft in Deutschland trotz der bestehenden Herausforderungen als

zukunftsfähigen Wirtschaftssektor mit einem nachhaltigen und investitionsgetriebenen Finanzierungsbe-

darf.

D. Prognosebericht

Das Bankhaus wird auch im Geschäftsjahr 2026 seine Position als spezialisierter und verlässlicher Agrarfi-

nanzierungspartner weiter festigen und den Transformationsprozess in der Landwirtschaft aktiv begleiten.

Im Fokus steht dabei die Finanzierung landwirtschaftlicher Betriebe in den neuen Bundesländern und in

Niedersachsen.

Vor dem Hintergrund steigender Anforderungen an Nachhaltigkeit, Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit er-

wartet das Bankhaus weiterhin einen erhöhten Finanzierungsbedarf in moderne Landtechnik, Automatisie-

rung, Stall- und Lagerinfrastruktur sowie in betriebliche Optimierungsmaßnahmen. Darüber hinaus erwar-

ten wir einen anhaltend erhöhten Finanzierungsbedarf im Bereich der Betriebsmittel. Dieser ergibt sich so-

wohl aus dem strukturellen Wandel der Branche als auch aus volatilen Agrarmärkten und teilweise schwä-

cheren Erzeugerpreisen.

Ein besonderer Schwerpunkt liegt zudem in der Optimierung bestehender Finanzierungsstrukturen von

Bestands- und Neukunden. Ziel ist es, die Kapital- und Liquiditätsstrukturen landwirtschaftlicher Betriebe

zukunftsfähig auszurichten und deren Widerstandsfähigkeit gegenüber Marktveränderungen nachhaltig zu

stärken.
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Für das Geschäftsjahr 2026 beobachten wir die aktuelle Krise im Nahen Osten intensiv. Zum jetzigen Zeit­

punkt erwarten wir für unsere Agrarkunden keine gravierenden Auswirkungen. Ein besonderes Augenmerk 

richten wir jedoch auf die weitere Preisentwicklung der Kraftstoffe und der energiesensiblen Düngermittel, 

um potenzielle Kostensteigerungen für unsere Kreditnehmer frühzeitig bewerten zu können. 

Für das Geschäftsjahr 2026 strebt das Bankhaus ein Nettokreditwachstum in Höhe von TEUR 40.000 an. 

Die im Jahr 2025 beschlossene Kapitalerhöhung sowie die laufende Gewinnthesaurierung schaffen hierfür 

eine solide Eigenmittelbasis in den nächsten Jahren. Damit ist sichergestellt, dass das geplante Kredit­

wachstum unter Einhaltung der regulatorischen Anforderungen umgesetzt werden kann. 

Die Refinanzierung des Kreditgeschäftes bildet auch künftig eine wesentliche Grundlage für das Kredit­

wachstum und die Steigerung des Zinsüberschusses und bildet damit eine nachhaltige Ertragskraft des 

Hauses. Das Einlagengeschäft mit Privatkunden wird vor diesem Hintergrund gezielt als strategisch stabile 

und verlässliche Refinanzierungsquelle weiterentwickelt. In Verbindung mit der geänderten Vision und der 

Weiterentwicklung der Marke "Rautenschlein" wird die die Positionierung im Einlagenmarkt gestärkt. Der 

stetige Ausbau digitaler Prozesse unterstützt dabei eine effiziente Kundenansprache sowie den Zugang für 

Kunden zum Bankhaus. 

Für das Geschäftsjahr 2026 geht die Bank von einem insgesamt stabilen Zinsniveau im kurz- und langfristi­

gen Bereich aus. Auf Grundlage des in den vergangenen Jahren aufgebauten langfristigen Kreditgeschäf­

tes sowie des geplanten Kreditwachstums erwartet das Bankhaus einen Anstieg des Zinsüberschusses 

von ca. 18 %. 

Dem stehen moderat steigende Verwaltungsaufwendungen sowie leicht erhöhte Personalaufwendungen 

gegenüber, insbesondere im Zusammenhang mit regulatorischen Anforderungen und der Weiterentwick­

lung interner Prozesse. Unter Berücksichtigung eines mit dem Kreditwachstum korrespondierenden plan­

mäßigen Risikoergebnisses rechnet die Bank für das Geschäftsjahr 2026 mit einem moderat höheren Er­

gebnis der normalen Geschäftstätigkeit im Vergleich zum Vorjahr. 

Nachhaltiges Wachstum durch langfristige Partnerschaften mit Kunden und Geschäftspartnern bleibt auch 

im Jahr 2026 ein zentrales Handlungsziel des Bankhauses. 

Schöningen, 19. März 2026 Bankhaus Rautenschlein AG 

Der Vorstand: 

Dirk Ribbe 

- 17-



Allgemeine Auftragsbedingungen 
fur 

Wirtschaftspriiferinnen, Wirtschaftspriifer und 
Wirtschaftspriifungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2024 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrage zwischen Wirtschafts-
priiferInnen, Wirtschaftspriffern oder Wirtschaftsprilfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprufer" genannt) und 
ihren Auftraggebern Ober PrCrfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Auftrage, soweit nicht etwas 
anderes ausdnicklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte k6nnen nur dann Ansprijche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Ire Hinblick auf 
soiche Anspniche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegerajber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprtifer auch gegenOber Dritten 
zu. 

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsat-
zen ordnungsmafliger Berufsaustibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftsprufer 
Obemimmt im Zusammenhang mil seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschaftsffihrung. Der Wirlschaftspriffer ist fur die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftspriffer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrags sach-
verstandiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berticksichtigung auslandischen Rechts bedarf — aufter bel 
betriebswirtschaftlichen PrOfungen — der ausdnicklichen Vereinbarung In 
Texfforrn. 
(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
f3enden beruflichen AuBerung, so ist der Wirtschaftspriffer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat defer zu sorgen, dass dem Widschaftspriffer 
alle far die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig Cibermittelt werden und ihm von alien Vor-
gangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fijr die Ausfiihrung 
des Auftrags von Bedeutung sein k8nnen. Dies gilt auch fur die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wah-
rend der Tatigkeit des Wirtschaftspriffers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprufer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriffers hat der Auftraggeber die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen AuskOnfte und Erklarungen in einer vom Wirt-
schaftsprOfer formulierten Erkiarung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftspriffer bestimmten Form zu bestatigen. 

4. Sicherung der Unabhangigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftspriffers gefahrdet. Dies gilt fOr die Dauer 
des Auftragsverhaltnisses insbesondere fur Angebote auf Anstellung oder 
Ubernahme von Organfunktionen und ftir Angebote, Auftrage auf eigene 
Rechnung zu tibernehmen. 

(2) Solite die DurchfOhrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirt-
schaftspriffers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkuntemehmen oder soicher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprtifer, in anderen Auftragsvernaltnissen beein-
trachtigen, ist der Wirtschaftspriffer zur aufterordentlichen Kfindigung des 
Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mOndliche Auskiinfte 

Soweit der Wirtschaftsprtifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, 1st al-
lein diese Darstellung mafigebend. EntwOrfe solcher Darstellungen sind  

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind rraindliche Erklarungen und Ausktinfte des Wirtschafts-
Offers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestatigt warden. Er-
klarungen und Auskunfte des Wirtschaftspriffers au0erhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Aullerung des WirtschaftsprOfers 
(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriffers 
(Arbeitsergebnisse oder Ausztige von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information Ober das Tatigwerden 
des WirtschaftsprOfers fiir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des WirtschaftsprOfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behordlichen Anordnung verpflichtet. 
(2) Die Verwendung beruflicher Auflerungen des WirtschaftsprOfers und 
die Information Ober das Tatigwerden des Widschaftspriffers far den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig. 

7. Mangelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherful-
lung durch den WirtschaftsprOfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder UnmOglichkeit der 
Nacherftillung kann er die Vergtitung mindern oder vom Vertrag zurCick-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt warden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zunicktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmoglichkeit der Nachertillung fOr ihn ohne inte-
resse 1st. Soweit darijber hinaus SchadensersatzansprOche bestehen, gilt 
Nr. 9. 
(2) Ein Nacherfialungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzuglich in Textform geltend gemacht werden. NacherfOllungsansprii-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, ver-
jahren nach Ablaut eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn. 
(3) Olfenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mange', die In einer beruflichen Augerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des WirtschaftsprCrfers enthalten sind, konnen jederzeit vom 
Wirtschaftspriffer auch Dritten gegentiber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriffers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Aufle-
rung auch Dritten gegenCiber zurOckzunehmen. In den vorgenannten Fal-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftspriffer tunlichst vorher zu horen. 

8. Schweigepflicht gegentiber Dritten, Datenschutz 
(1) Der WirtschaftsprOfer ist nach MaSgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Ober Tatsachen und Umstan-
de, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet. 
(2) Der Wirtschaftspriffer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten. 

9. Haftung 
(1) Fiir gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriffers, 
insbesondere PrOfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des 
§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzfiche Haftungsbeschrankung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
priffer bestehenden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von 
Leben, Korper und Gesundheit sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begninden, gernaB § 54a Abs. 1 
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt. Gleiches gilt fijr AnsprOche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang ma dem Vertragsverhaltnis gegenOber dem 
Wirtschaftspriffer geltend machen. 
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftspriffer be-
stehenden Vertragsverhaltnis Ansprtiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriffers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag 
far die betreffenden AnsprOche alter Anspruchsteller insgesamt. 
(4) Der Hochstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist such bezuglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zeine Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
RUcksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreflenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftspriffer nur bis zur Hare von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden. 

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklarten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht fUr SchadensersatzansprOche, die auf vorsatzliches Verhalten zu-
nickzufiihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kor-
per oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers 
nach § 1 ProdHaftG begrunden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung gel-
tend zu machen, bleibt unberiihrt. 

(6) § 323 HGB blelbt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberiihrt. 

10. Erganzende Bestimmungen far Prtifungsauftrage 

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriffer 
geprOften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftspriffer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprilfer durchgeftihrte Prilfung im 
Lagebericht oder an anderer fur die effentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftspriffers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulassig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftspriffer den Bestatigungsvermerk, so darf der 
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftspriffers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf funf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11. Erganzende Bestimmungen fur Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftspriffer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch lm Falle der Dauerberalung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollstandig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfuhrungsauftrage. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen. 
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprtifer hierzu 
ausdrucklich den Auftrag ubernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftspriffer alle for die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem WirtschaftsprOfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verffigung 
steht. 
(3) Mangers einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkeiten: 

a) Ausarbeitung und elektronische Ubermittlung der Jahressteuererklarun-
gen, einschlieSlich E-Bilanzen, fur die Einkommensteuer, Korperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschliisse und sonstiger fiir die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachpriffung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuem 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehorden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebspriffungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftspriffer benicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche verOffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhalt der WirtschaftsprOfer far die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftspriffer such Steuerberater ist und die Steuer-
beratervergiffungsverordnung fur die Bemessung der Vergutung anzuwen-
den ist, kann eine hOhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergutung in 
Textform vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, 
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie alter Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund elnes besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur 
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer, 
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 
c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit 

Umwandlungen, Kapitalerhohung und -herabsetzung, Sanierung, 
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverauberung, 
Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstutzung bei der Erfullung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als 
zusatzliche Tatigkeit Obemommen wird, gehOrt dazu nicht die Oberpriffung 
etwaiger besonderer buchmarliger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
ate in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen VergLinstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr fiir die vollstandige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht Uber-
nommen. 

12. Elektronische Kommunikatlon 
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriffer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wunscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die VerschlUsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftspriffer entsprechend in Textform informieren. 

13. VergUtung 

(1) Der Wirtschaftspritfer hat neben seiner Gebiihren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
satzlich berechnet. Er kann angemessene VorschOsse auf Vergiffung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner AnsprUche abhangig machen. Mehrere Auftraggebe, 
haften als Gesamtschutdner. 
(2) 1st der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des WirtschaftsprUfers aui Vergiitung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig. 

14. Streitschlichtungen 
Der Wirtschaftspriffer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht 
Far den Auftrag, seine Durchfuhrung und die sich hieraus ergebenden 
Anspriiche gilt nur deutsches Recht. 

Lizenziert fur/Licensed to: Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprufungsgesellschaft 
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